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Die Erweiterung der EU

• Gründungsmitglieder: Belgien, Frankreich, 
Deutschland, Italien, Luxemburg, Niederlande

• 1973 Dänemark, Irland, Vereinigtes Königreich

• 1981 Griechenland

• 1986 Portugal, Spanien

• 1995 Finnland, Österreich, Schweden

• 2004 Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, 
Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, 
Zypern

• 2007 Bulgarien, Rumänien



Aufnahmebedingungen:



Heute



Die Europäische Union in 
Zahlen (2010)

• 499,7 Millionen Menschen

• 27 Staaten

• 23 Amtssprachen



Die Institutionen der EU



Der Europäische Rat besteht aus den Staats- und 
Regierungschefs aller EU-Staaten sowie dem Präsidenten 
des Europäischen Rates und dem Präsidenten der 
Europäischen Kommission.

Der Präsident des Europäischen Rates wird für 2,5 Jahre
gewählt und ruft den Europäischen Rat grundsätzlich 
viermal jährlich ein und leitet die Sitzung.

Der Europäische Rat legt die allgemeinen politischen 
Leitlinien der EU fest und überprüft die erzielten Fortschritte.

Da er das oberste politische Entscheidungsgremium in der EU 
darstellt, werden seine Tagungen oft als „Gipfeltreffen“
bezeichnet.





1)Rechtsetzungsbefugnisse

• Mitentscheidungsverfahren

• Zustimmungsverfahren

• Anhörungsverfahren   

Europäisches Parlament
(EP)

Europäisches Parlament
(EP)

736 (751) Abgeordnete

2) Haushaltsbefugnisse 3) Kontrollbefugnisse



Sitze im EP

750+1736Gesamt

65Malta

66Luxemburg

66Zypern

66Estland

87Slowenien

98Lettland

1212Litauen

1212Irland

1313Finnland

1313Dänemark

1313Slowakei

1917Östereich

1817Bulgarien

2018Schweden

2222Portugal

2220Ungarn

2222Belgien

2220Tschechische
Republik

2222Griechenland

2625Niederlande

3333Rumänien

5150Polen

5450Spanien

7372Italien

7372Großbritannien

7472Frankreich

9699Deutschland

Sitze nach der 
Aufstockung laut 
Lissabonvertrag

Sitze

2009-2014

Mitgliedsland



Sitzverteilung im EP







EU- Gesetzgebung

Richtlinien sind
europäische
Gesetzgebungen und 
müssen von den 
Mitgliedstaaten in der
Regel innerhalb von 
zwei Jahren in 
nationales Recht
umgesetztb werden.

Verordnungen sind
ebenso europäische
Gesetzgebungen und 
gelten unmittelbar.

Etappe 1: Erarbeitung eines
Kommissionsvorschlages

Etappe 2: Erste Lesung im Europäischen
Parlament

Etappe 3: Erste Lesung im Rat und Festlegung des  
Gemeinsamen Standpunktes

Etappe 4: Zweite Lesung im Europäischen
Parlament

Etappe 5: Zweite Lesung im Rat

Etappe 6: Vermittlungsausschuss und dritte
Lesung in beiden Kammern



Kommission

Parlament Rat

Vorschlag

1. Lesung:
Standpunkt

Rat

billigt alles

EU-
Gesetz

Kommission

Kommission1. Lesung:
Standpunkt des Rates

ändert und formuliert

Parlament

bezieht Stellung

Kein
EU- Gesetz

2. Lesung

ändert

EU-
Gesetz

EU-
Gesetz

EU-
Gesetz

billigt alles Lehnt alles mit
absoluter 
Mehrheit ab

Rat

Sagt nein zu EP-
Anderungen

Akzeptiert alle
Parlaments-Anderungen

Einigung

keine Einigung

Kein
EU- Gesetz

bezieht Stellung Kommission

lehnt die Kommission
Anderungen des
Parlaments ab, so muss 
der Rat uber diese
einstimmig entscheiden

Vermittlungsausschuss
Aus Rat und Parlament

übernimmt gegebenenfalls Anderungen

So kommt ein europäisches Gesetz zustande



Zuständigkeiten der EU
• Die EU hat ausschließliche Zuständigkeit für:

das Funktionieren der Binnenmarkt erforderlichen 
Wettbewerbsregeln, Währungspolitik, Handelspolitik, 
Zollunion, Erhaltung der biologischen Meeresschätze

• Geteilte Zuständigkeit (mit den Mitgliedsstaaten) für:
Binnenmarkt, Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts, Landwirtschaft und Fischerei, Verkehr und 
transeuropäische Netze, Energie, Sozialpolitik, 
Umweltpolitik, Verbraucherschutz

• Unterstützungs-, Koordinierungs- und 
Ergänzungsmaßnahmen bei:
Industrie, Schutz und Verbesserung der menschlichen 
Gesundheit, allgemeine und berufliche Bildung, Jugend 
und Sport, Kultur, Zivilschutz



Neu seit 1.12.2009 

1) Die Charta der Grundrechte ist Primärrecht geworden und 
damit Rechtsgut für jeden Bürger/ -in. 

2) Ein Hoher Repräsentant der EU für Äußere Angelegenheiten 
und Sicherheitspolitik wurde eingeführt.

3) Die Abstimmungsregeln im Rat für eine qualifizierte Mehrheit 
(55% der Mitgliedsstaaten und 65% der EU-Bevölkerung) sind 
vereinfacht die Schwelle reduziert worden.

4) Die Ausweitung der qualifizierten Mehrheitsabstimmung im 
Rat auf 40 Politikbereiche, besonders solche, die im 
Zusammenhang mit Asyl, Einwanderung, polizeilicher 
Zusammenarbeit und justizieller Kooperation in strafrechtlichen 
Angelegenheiten.

5) Eine permanente Ratspräsidentschaft , die den Vorsitz der 
EU- Gipfel innehat und für zweieinhalb gewählt wird.



6) Die Stärkung des Europäischen Parlamentes : Es beschließt 
zukünftig fast alle EU- Gesetze gleichberechtigt mit dem Rat im 
Mitentscheidungsverfahren.

7) Eine „Soziale Querschnittsklausel“ verlangt die Einhaltung 
sozialer Ziele in allen Politikbereichen.

8) Der Stellenwert der Dienste im allgemeinen Interesse 
(Daseinsvorsorge) wird anerkannt und eine Rechtsgrundlage 
für europäische Rahmenregelungen für die die Daseinsvorsorge 
wird neu eingeführt.

9) Ein Bürgerbegehren zur Einleitung einer Gesetzesinitiative, 
das mit einer Millionen Unterschriften möglich ist. Die stärkere 
Einbeziehung der nationalen Parlamente.

10) Die einheitliche Rechtspersönlichkeit der EU und eine 
Ausstiegsklausel , um es Mitgliedern zu ermöglichen, die EU 
zu verlassen.



Die EU ist in Kritik geraten



realer Hintergrund: Arbeitsschutz



realer Hintergrund: politische Mehrheit



Deutschland hat eindeutig die meisten 
Vorteile

1. Zwei Drittel der deutschen Exporte gehen in die EU. Von den 15 
wichtigsten Handelspartnern Deutschlands sind 10 EU-Länder.

2. Unternehmen innerhalb des Euroraumes sind nicht mehr von 
Wechselkursrisiken bedroht. Für die exportorientierten
deutschen Unternehmen z.B. die Automobilindustrie, bedeutet
das deutliche Einsparungen (BDI schätzt pro Jahr 10 Mrd. €).

3. Deutschland profitiert von dem Wachstum in den neuen EU 
Ländern mit Abstand am stärksten, bis zu einen halben
Prozentpunkt des deutschen BIP. Insgesamt kamen 2004 über
40 % aller Exporte der EU-15 in die neuen Mitgliedstaaten aus
Deutschland. Es gibt einen sichereren Rechtsrahmen.

4. Exportwachstum in den neuen EU- Länder führt zu
Arbeitsplätze in Deutschland

� Außenhandelsüberschuss Deutschlands 2009         
134 Mrd. €



Die EU und das Geld

Es gibt drei Eigenmittelquellen:

•Die „traditionellen“
Eigenmittel stammen
hauptsächlich aus Zöllen, 
etwa 15 % der Einnahmen.

•Ein Anteil der Mehrwertsteuer
in den Mitgliedstaaten, etwa
15 % der Einnahmen.

•Zahlungen der Mitgliedstaaten
(0,73 % des 
Bruttonationaleinkomme), 
etwa 69 % der Einnahmen.

Finanzierungsanteil der EU-Mitgliedsländer



Der EU Haushalt- Ausgaben



Deutschland und der EU 
Haushalt

80 € pro Kopf und Jahr sind wahrlich gut angelegt

Deutschland ist der größte Einzahler in das EU-Budget mit ca. 24
Mrd. €. Allein der durch die EU-Mitgliedschaft zusätzlich 
erwirtschaftete Exportüberschuss hat die Kosten für die EU-
Mitgliedschaft längst wieder kompensiert.

2007-2013 erhält Niedersachsen 1,6 Mrd. € Strukturfondsmittel
und 900 Mio. € Strukturmittel für den ländlichen Raum.
Für Niedersachsen ist das die zentrale Stellschraube für die
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik.

Netto wird Deutschland 2010 wahrscheinlich 13,3 Mrd. € zahlen, da 
auch große EU- Ausgaben nach Deutschland fließen u.a. Agrar-, 
Struktur- und Forschungsmittel.

zudem: - Frieden in Mitteleuropa
- Breite Auswahl an Produkten,
- Reisefreiheit, Niederlassungsfreiheit, Alterswohnsitz
- Anerkennung von Ausbildung und Bildungsabschlüssen,
- über Erasmus und Sokrates studieren jährlich rund 20000
deutsche Studierende an Hochschulen in der EU.

13 216,0Vereinigtes
Königreich

2 771,9Schweden

1 905,9Finnland

805,5Slowakei

442,5Slowenien

1 408,4Rumänien

1 664,3Portugal

3 210,5Polen

2 662,3Östereich

6 108,7Niederlande

68,6Malta

925,4Ungarn

298,6Luxemburg

310,4Litauen

186,3Lettland

214,7Zypern

16 209,2Italien

20 331,0Frankreich

11 342,3Spanien

2 618,8Griechenland

1 524,1Irland

156,1Estland

23 729,4Deutschland

2 640,1Dänemark

1 477,5Tschechische
Republik

416,4Bulgarienypern

4 879,1Belgien

121 524,4Insgesamt

Eigenmittel

2010 (in Mio.€)

Mitgliedsstaat









Soziale Dimension der EU

Das EU- System gibt viele Möglichkeiten zur sozial 
gerechten, nachhaltigen wirtschaftlich begrenzenden 
Gesetzgebung .

Die Mehrheitsverhältnisse in der Politik sind jedoch so, 
dass zur Zeit kaum sozialer Fortschritt durchgesetzt 
werden kann

– S&D hat im Parlament nur 25% der Sitze

– Die Kommission ist konservativ dominiert                
(12 konservative, 9 liberale und 6 
sozialdemokratische Kommissare)

– Es gibt momentan nur 5 sozialdemokratische 
Regierungen in den EU-Staaten (Portugal, 
Griechenland, Spanien, Slowenien, Österreich)



• Ca. 60% der deutschen Gesetze stammen aus 
der EU

• Sogar ca. 95% der Umweltgesetze stammen 
aus der EU

Die EU- Gesetzgebung hat erheblichen 
Auswirkungen für Deutschland und für den 
Alttag von uns allen

Jeder muss sich mehr an der Gesetzgebung
der EU beteiligen


